
LINK  ROTTER  EHMANN + KOLLEGEN
Steuerberatung  I  Wirtschaftsprüfung

A k t u e l l
INFORMATIONEN FÜR UNSERE MANDANTEN

04
22



LINK ROTTER EHMANN + KOLLEGEN   Steuerberatung I Wirtschaftsprüfung              LRE AKTUELL  April 2022  I   2

Der Koalitionsausschuss hat sich am 23.2.2022 vor dem 
Hintergrund der stark steigenden Preise für Energie auf 
10 Entlastungsschritte für die Bürger verständigt, die 
nun auf den Weg gebracht werden. Dazu gehören auch 
steuerliche Änderungen.
So sollen der Arbeitnehmerpauschbetrag rückwirkend 
zum 1.1.2022 um 200 EUR auf 1.200 EUR und der Grund-
freibetrag von derzeit 9.984 EUR um 363 EUR auf 10.347 
EUR angehoben werden. Die zum 1.1.2024 anstehende 
Erhöhung der Pauschale für Fernpendler (ab dem 21. 
Kilometer) sowie der Mobilitätsprämie sollen ebenfalls 
rückwirkend ab dem 1.1.2022 von 0,35 EUR auf 0,38 EUR 
vorgezogen werden.
In einem vierten Corona-Steuerhilfegesetz sind wei-
tere Maßnahmen zur Unterstützung von Unternehmen  
vorgesehen (siehe hierzu Beitrag Nr. 3: Viertes Corona-
Steuerhilfegesetz auf den Weg gebracht).
In dem Paket soll die EEG-Umlage zum 1.7.2022 weg-
fallen, Bezieher von Arbeitslosengeld II und der Grund-
sicherung mit einem einmaligen Zuschuß von 100 EUR 
unterstützt werden und von Armut betroffene Kinder ab 
dem1.7.2022 einen Sofortzuschlag in Höhe von 20 EUR/
Monat bis zur Einführung der Kindergrundsicherung 
erhalten.
Des Weiteren soll der Mindestlohn auf 12 EUR/Stunde 
angehoben und zur Unterstützung für Beschäftigte und 
Unternehmen das Kurzarbeitergeld verlängert werden 
(siehe Beitrag Nr. 4.). Ferner sollen Wohngeldempfänger 
einen Heizkostenzuschuss in Höhe von 270 EUR und 
Wohngeld-Haushalte mit 2 Personen 350 EUR sowie pro 
weiterem Familienmitglied 70 EUR, Azubis und Studie-
rende im BaföG-Bezug 230 EUR pro Person erhalten.
Über die genaue Ausgestaltung der einzelnen Regelun-
gen werden wir Sie nach Verabschiedung der jeweiligen 
Gesetze informieren. 

In der Ministerpräsidentenkonferenz vom 16.2.2022 
begrüßten die Länder den Beschluss der Bundesregie-
rung zur Verlängerung der Bezugsdauer und Sonderre-
gelungen des Kurzarbeitergeldes.
So wird den seit Beginn der Corona-Pandemie von 
Arbeitsausfall betroffenen Betrieben auch nach dem 
31.3.2022 weiter die Inanspruchnahme von Kurzarbei-
tergeld bis zum 30.6.2022 ermöglicht.
Danach gelten folgende Regelungen bis zum 30.6.2022 
weiter:
•	 Die Voraussetzungen für den Zugang zum Kurzar-

beitergeld bleiben herabgesetzt.
•	 Auf den Aufbau von Minusstunden wird verzichtet.
•	 Einkommen aus während der Kurzarbeit aufgenom-

menen Minijobs wird nicht auf das Kurzarbeitergeld 
angerechnet.

•	 Ab dem 4. beziehungsweise 7. Bezugsmonat gelten 
erhöhte Leistungssätze.

Die Sozialversicherungsbeiträge werden den Arbeitge-
bern nach dem 31.3.2022 weiter zur Hälfte erstattet, 
wenn die Kurzarbeit mit Qualifizierung verbunden 
wird. Leiharbeitnehmer sollen künftig kein Kurzarbei-
tergeld mehr erhalten.
Auch die Überbrückungshilfe IV als zentrales Corona-
Hilfsinstrument wird bis zum 30.6.2022 verlängert, um 
Unternehmen in bewährter Weise zu unterstützen. Die 
ergänzenden Programme Neustart- und Härtefallhilfen 
werden parallel zur Überbrückungshilfe IV verlängert. 
Unternehmen erhalten über die Überbrückungshilfe 
IV weiterhin eine anteilige Erstattung von Fixkosten. 
Zusätzlich zur Fixkostenerstattung erhalten Unterneh-
men, die im Rahmen der Corona-Pandemie besonders 
schwer betroffen sind, einen Eigenkapitalzuschuss.
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Die Neustarthilfe für Soloselbstständige wird ebenfalls 
verlängert. Mit der „Neustarthilfe 2022 II. Quartal“ kön-
nen sie bis zum 30.6.2022 weiterhin pro Monat bis zu 
1.500 EUR an direkten Zuschüssen erhalten; insgesamt 
für den verlängerten Förderzeitraum April bis Juni 2022 
also bis zu 4.500 EUR. Die Neustarthilfe wird als Vorschuss 
ausgezahlt und muss – je nach Umsatzentwicklung – im 
Förderzeitraum anteilig zurückgezahlt werden. Sie wird 
nicht auf die Grundsicherung angerechnet. Auch die 
Hilfen des Sonderfonds Kulturveranstaltungen werden 
vom Bund verlängert.

Wegen der kriminellen Missbräuche der Wirtschaftshilfen 
werden Bund und Länder alle notwendigen Maßnahmen 
ergreifen, diese zu verhindern. Die Länder werden auch 
aufgrund der hierzu jetzt schon vorliegenden Daten 
über den Förderzeitraum hinaus ausreichende organi-
satorische und personelle Ressourcen zur Aufklärung 
und Verfolgung mutmaßlicher Straftaten bereitstellen. 

Viertes Corona-Steuerhilfegesetz 
auf den Weg gebracht

Mit dem sog. „Vierten Corona-Steuerhilfegesetz“ will die 
Bundesregierung Unternehmen bei der Bewältigung der 
wirtschaftlichen Folgen weiterhin unterstützen. Dafür 
sind folgende steuerliche Maßnahmen vorgesehen:

•	 Vom Arbeitgeber aufgrund bundes- oder landes-
rechtlicher Regelungen an in bestimmten Einrich-
tungen – insbesondere Krankenhäusern – tätige 
Arbeitnehmer gewährte Sonderleistungen zur 
Anerkennung besonderer Leistungen während der 
Corona-Krise werden bis zu einem Betrag von 3.000 
EUR steuerfrei gestellt.

•	 Die steuerliche Förderung der steuerfreien 
Zuschüsse zum Kurzarbeitergeld wird um 3 Monate 
bis Ende Juni 2022 verlängert.

•	 Die bestehende Regelung zur steuerlichen Homeof-
fice-Pauschale wird um ein Jahr bis zum 31.12.2022 
verlängert.

•	 Die Möglichkeit zur Inanspruchnahme der degres-
siven Abschreibung für bewegliche Wirtschafts-
güter des Anlagevermögens wird – für Wirtschafts-
güter, die im Jahr 2022 angeschafft oder hergestellt 
werden – um ein Jahr verlängert.

•	 Die erweiterte Verlustverrechnung wird bis Ende 
2023 verlängert: Für 2022 und 2023 wird der Höchst-
betrag beim Verlustrücktrag auf 10 Mio. EUR bzw. 
auf 20 Mio. EUR bei Zusammenveranlagung ange-
hoben. Der Verlustrücktrag wird darüber hinaus ab 
2022 dauerhaft auf 2 Jahre ausgeweitet und erfolgt 
in die unmittelbar vorangegangenen beiden Jahre.

•	 Die Investitionsfristen für steuerliche Investitions-
abzugsbeträge, die in 2022 auslaufen, werden um 
ein weiteres Jahr verlängert. Das betrifft auch die 
Investitionsfrist für Reinvestitionen nach § 6 b EStG.

•	 Die Frist zur Abgabe von Steuererklärungen 2020 in 
beratenen Fällen wird um weitere 3 Monate verlän-
gert. Hieran anknüpfend werden auch die Erklä-
rungsfristen für 2021 und 2022 verlängert, jedoch in 
geringerem Umfang.

Das Gesetz muss noch förmlich beschlossen werden. 
Über die einzelnen Regelungen werden wir Sie nach 
Abschluss des Gesetzgebungsverfahrens im Detail 
informieren.

Minijobgrenze und Mindestlohn 
sollen ab dem 1.10.2022 steigen

Die Höchstgrenze für eine geringfügig entlohnte 
Beschäftigung (Minijob) beträgt seit dem Jahr 2013 
unverändert 450 EUR monatlich, während die durch-
schnittlichen Löhne und Gehälter seither deutlich 
gestiegen sind. Für Minijobber bedeutet dies, dass sie bei 
einer Lohnerhöhung, auch aufgrund eines ansteigenden 
Mindestlohns, ihre Arbeitszeit reduzieren müssen, um 
ihre Beschäftigung weiterhin in Form eines sog. Mini-
jobs ausüben zu können. Spätestens ab dem Betrag 
von 450 EUR bringen Lohnerhöhungen nicht mehr den 
gewünschten Effekt.
Der Mindestlohn wird mit dem Mindestlohnerhö-
hungsgesetz zum 1.10.2022 einmalig auf einen 
Bruttostundenlohn von 12 EUR erhöht. Über künftige 
Anpassungen der Höhe des Mindestlohns entscheidet 
weiterhin die Mindestlohnkommission.
Künftig soll sich die Geringfügigkeitsgrenze an einer 
Wochenarbeitszeit von 10 Stunden zu Mindestlohnbe-
dingungen orientieren. Der Gesetzentwurf sieht dafür 
mit Anhebung des gesetzlichen Mindestlohns auch die 
Anhebung der Minijobgrenze auf 520 EUR monatlich 
vor. Zugleich sollen Maßnahmen getroffen werden, die 
die Aufnahme einer sozial-versicherungsrechtlichen 
Beschäftigung fördern und verhindern helfen, dass 
Minijobs als Ersatz für reguläre Arbeitsverhältnisse 
missbraucht werden. Dazu wird die Möglichkeit eines 
zulässigen unvorhersehbaren Überschreitens der Ent-
geltgrenze für eine geringfügig entlohnte Beschäftigung 
gesetzlich geregelt.
Die Höchstgrenze für eine Beschäftigung im Über-
gangsbereich - sog. Midijobgrenze – wird ebenfalls ab 
dem 1.10.2022 von monatlich 1.300 EUR auf 1.600 EUR 
angehoben. Dazu wird der Arbeitgeberbeitrag ober-
halb der Geringfügigkeitsgrenze zunächst auf die für 
einen Minijob zu leistenden Pauschalbeiträge in Höhe 
von 28 % angeglichen und gleitend auf den regulären 
Sozialversicherungsbeitrag abgeschmolzen. Aus Sicht 
betroffener Arbeitgeber hat dies einen transparenten 
und linear verlaufenden Tarif zur Folge. Aus Sicht der 
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das voraussichtlich in Form einer Allgemeinverfügung 
vornehmen.

Als Basis für die Neubewertung werden die Wertver-
hältnisse vom 1. Januar 2022 zugrunde gelegt. Da die 
Finanzverwaltungen für die Neubewertung aller Grund-

stücke mehrere Jahre Zeit benötigen, werden die neuen 
Werte zur Berechnung der Grundsteuer erst ab dem Jahr 
2025 herangezogen.

Die Mehrzahl der Bundesländer folgt bei der Reform 
dem Bundesmodell. Im Bereich der sog. Grundsteuer A 
(land- und forstwirtschaftliches Vermögen / Betriebe der 
Land- und Forstwirtschaft) setzen die meisten Länder 
das Bundesmodell um. Im Bereich der sog. Grundsteuer 
B (Grundvermögen / Grundstücke) weichen die Län-
der Saarland und Sachsen lediglich bei der Höhe der 
Steuermesszahlen vom Bundesmodell ab. Die Länder 
Baden-Württemberg, Bayern, Hamburg, Hessen und Nie-
dersachsen wenden ein eigenes Grundsteuermodell an.

Für Wohngrundstücke sind hierzu im Wesentlichen nur 
folgende wenige Angaben erforderlich: Lage des Grund-
stücks, Grundstücksfläche, Bodenrichtwert, Gebäudeart, 

Beschäftigten folgt einem höheren Bruttolohn dann 
zumindest vor Steuern auch ein höherer Nettolohn, 
sodass sich Mehrarbeit für die Beschäftigten lohnt und 
nicht durch einen überproportionalen Anstieg ihrer 
Beitragsbelastung entwertet wird.

Reform der Grundsteuer zum 1.1.2025

In Deutschland müssen rund 35 Millionen Grundstü-
cke sowie land- und forstwirtschaftliche Betriebe neu 
bewertet werden, nachdem Bundestag und Bundesrat 
2019 eine Grundsteuerreform verabschiedeten. Das 
Bundesverfassungsgericht forderte diese Neuregelung, 
da der bislang von den Finanzämtern berechnete Wert 
der Grundstücke und Gebäude auf veralteten Zahlen 
beruhte. Für jedes Grundstück müssen Eigentümerinnen 
und Eigentümer 2022 eine Feststellungserklärung bei 
der Finanzverwaltung in elektronischer Form abgeben. 
Hierzu werden sie von der Finanzverwaltung im Jahr 
2022 aufgefordert werden. Etliche Bundesländer werden 
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bene Pkw mit einem beim BAFA unter 40.000 EUR gelis-
teten Preis beträgt weiterhin 6.000 EUR (zusätzlicher 
Herstelleranteil 3.000 EUR). Für sog. Plug-In-Hybride 
beträgt der Bundesanteil 4.500 EUR (zusätzlicher Her-
stelleranteil 2.250 EUR).  

Reine E-Autos mit einem bei der BAFA gelisteten Preis 
über 40.000 EUR werden mit 5.000 EUR (zusätzlicher 
Herstelleranteil 2.500 EUR) bzw. für Plug-In-Hybride 
mit 3.750 EUR (zusätzlicher Herstelleranteil 1.875 EUR) 
bezuschusst. 2023 soll die Förderung deutlich stärker 
auf Klimaschutz ausgerichtet und über den elektrischen 
Fahr-anteil und eine elektrische Mindestreichweite defi-
niert werden.

Hinweis:  Eine Auflistung der geförderten Fahrzeuge 
finden Sie unter www.bafa.de.

Förderung zur energieeffizienten 
Sanierung von Gebäuden

Es können wieder neue Anträge bei der KfW für Sanie-
rungsmaßnahmen an Gebäuden gestellt werden. Die 
Förderung im Rahmen der Bundesförderung für effizi-
ente Gebäude (BEG) ist wieder gestartet. Die Förderbe-
dingungen für Sanierungsmaßnahmen bleiben unverän-
dert. Nähere Informationen gibt es auf der Internet-Seite 

der Kreditanstalt für Wiederaufbau (www.kfw.de).

Zum 1.1.2020 ist auch die steuerliche Förderung für 
energetische Maßnahmen, die am eigengenutzten 
Wohneigentum durchgeführt werden, in Kraft getreten. 
Sie gilt für die Maßnahmen, die nach dem 31.12.2019 
begonnen haben und vor dem 1.1.2030 abgeschlossen 
werden. 

Die Förderung wird auf Antrag des Steuerpflichtigen 
gewährt und beträgt insgesamt 20 % der Aufwendun-
gen, maximal 40.000 EUR pro Wohnobjekt, verteilt 
über 3 Jahre, und zwar je 7 % der Aufwendungen, 
höchstens 14.000 EUR im Kalenderjahr des Abschlus-
ses der energetischen Maßnahme und im folgenden 
Kalenderjahr, sowie 6 %, höchstens 12.000 EUR im 
übernächsten Kalenderjahr.

Wohnfläche und Baujahr des Gebäudes. Das Finanzamt 
berechnet dann den Grundsteuerwert und stellt einen 
Grundsteuerwertbescheid aus. Außerdem berechnet 
es anhand einer gesetzlich festgeschriebenen Steuer-
messzahl den Grundsteuermessbetrag und stellt einen 
Grundsteuermessbescheid aus. 

Anhand der übermittelten Daten ermittelt dann 
abschließend die Stadt beziehungsweise Gemeinde 
die zu zahlende Grundsteuer. Dazu multipliziert sie 
den Grundsteuermessbetrag mit dem Hebesatz, der 
von der Stadt beziehungsweise Gemeinde festgelegt 
wird. Daraus ergibt sich die zu zahlende Grundsteuer, 
die als Grundsteuerbescheid i. d. R. an den Eigentümer 
gesendet wird. Die zu zahlende Grundsteuer ändert 
sich erst ab 2025, bis dahin sind noch die bisherigen 
Beträge zu bezahlen.
Bitte beachten Sie! Entscheidend für alle Angaben,, ist 
dabei der Stand zum Stichtag 1.1.2022. Grundstücksei-
gentümer mussten allerdings nicht bereits zum 1.1.2022 
aktiv werden. Die Aufforderung zur Abgabe der Feststel-
lungserklärung wird voraussichtlich durch öffentliche 
Bekanntmachung oder durch Anschreiben erfolgen. Die 
elektronisch abzugebenden Feststellungserklärungen 
können ab 1.7.2022 eingereicht werden. Die Abgabe-
frist läuft nach derzeitigem Stand bis zum 31.10.2022. 

Verlängerung der Innovationsprämie 
für E-Autos bis Ende 2022

Um die E-Mobilität weiterhin zu fördern, wurde die aktu-
elle Innovationsprämie für Elektrofahrzeuge zunächst 
um ein Jahr verlängert. Käufer von rein elektrisch betrie-
benen Elektrofahrzeugen erhalten im Jahr 2022 vom 
Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) 
weiterhin bis zu 9.000 EUR Förderung. Plug-In-Hybride 
werden mit maximal 6.750 EUR gefördert. 

Antragsberechtigt sind Privatpersonen, Unternehmen, 
Stiftungen, Körperschaften und Vereine, auf die ein Neu-
fahrzeug zugelassen wird und die sich verpflichten, das 
Fahrzeug sechs Monate zu halten. Zuwendungsempfän-
ger ist der Antragsteller.

Der Bundesanteil der Prämie für rein elektrisch betrie-



LINK ROTTER EHMANN + KOLLEGEN   Steuerberatung I Wirtschaftsprüfung              LRE AKTUELL  April 2022  I   6

Neue Pflichten durch das Transparenz-
register- und Finanzinformationsgesetz

Seit dem 1.8.2021 ist das Transparenzregister- und 
Finanzinformationsgesetz in Kraft. Das Gesetz wirkt sich 
erheblich auf Vereinigungen aus, die bisher aufgrund der 
seit 2017 gesetzlich verankerten sog. Mitteilungsfiktio-
nen keine Meldungen zum Transparenzregister abgeben 
mussten. Bisher galt es als ausreichend, dass sich die 
notwendigen Angaben aus anderen Registern, näm-
lich dem Handels-, Partnerschafts-, Genossenschafts-, 
Vereins- oder Unternehmensregister, ergeben haben. 
Diese Mitteilungsfiktionen sind nunmehr ersatzlos 
weggefallen, die Mitteilungspflichten demzufolge 
erheblich ausgeweitet worden. 
Mitteilungspflichtig sind juristische Personen des Pri-
vatrechts (z. B. GmbH, AG, eingetragene und konzessi-
onierte Vereine, rechtsfähige Stiftungen) und eingetra-
gene Personengesellschaften (KG, OHG, PartG), sowie 
nicht rechtsfähige Stiftungen (soweit der Stiftungszweck 
aus der Sicht des Stiftenden eigennützig ist), ferner 
Trusts und vergleichbare Rechtsgestaltungen mit dem 
Satzungssitz in Deutschland. Alle diese Vereinigungen 
müssen ihre wirtschaftlich berechtigten Personen 
anmelden. Von der Meldepflicht ausgenommen sind 
nicht eingetragene Vereine, Gesellschaften bürgerlichen 
Rechts (GbR), Stille Gesellschaften sowie Erbengemein-
schaften.
Das Transparenzregister wird geführt vom Bundesanzei-
ger Verlag und ist unter https://www.bundesanzeiger.
de aufrufbar. Die Eintragungen in das Transparenzregis-
ter sind dort elektronisch vorzunehmen.
Übergangsfristen: Das Gesetz sieht für bisher nicht 
mitteilungspflichtige Vereinigungen folgende Über-
gangsfristen vor:
•	 bis zum 31.3.2022: sofern es sich um eine Aktien-

gesellschaft, SE (Europäische Gesellschaft) oder 
Kommanditgesellschaft auf Aktien handelt 

•	 bis zum 30.6.2022: sofern es sich um eine Gesell-
schaft mit beschränkter Haftung, Genossenschaft, 
Europäische Genossenschaft oder Partnerschaft 
handelt 

•	 bis zum 31.12.2022: in allen anderen Fällen.
Bitte beachten Sie!  Verstöße gegen die oben genannten 
Transparenzpflichten sind Ordnungswidrigkeiten und 
können mit einer Geldbuße geahndet werden.
Unsere Kanzlei ist beim Transparenzregister registriert 
und berechtigt dort Eintragungen vorzunehmen. Zur 
Abstimmung der weiteren Vorgehensweise setzen wir 
uns rechtzeitig vor Fristablauf mit den betroffenen 
Unternehmen in Verbindung um die Eintragung vor-
nehmen zu können.

Weg vom Bett ins Homeoffice ist 
gesetzlich unfallversichert

Das Bundessozialgericht (BSG) hatte am 8.12.2021 zu 
entscheiden, ob der Weg vom Schlaf- zum Arbeitszim-
mer der gesetzlichen Unfallversicherung unterliegt. Im 
entschiedenen Fall befand sich ein Arbeitnehmer auf 
dem Weg zur Arbeitsaufnahme von seinem Schlafzim-
mer in das eine Etage tiefer gelegene häusliche Büro. 
Üblicherweise beginnt er dort unmittelbar zu arbeiten, 
ohne vorher zu frühstücken. Beim Beschreiten der die 
Räume verbindenden Wendeltreppe rutschte er aus und 
brach sich einen Brustwirbel. Die Berufsgenossenschaft 
lehnte Leistungen aus Anlass des Unfalls ab. Die BSG-
Richter entschieden, dass ein Beschäftigter, der auf dem 
morgendlichen erstmaligen Weg vom Bett ins Home-
office stürzt, durch die gesetzliche Unfallversicherung 
geschützt ist.
Gewinne aus der Veräußerung von Kryptowährungen 
sind steuerpflichtig. Zu diesem Schluss kommt das 
Finanzgericht Baden-Württemberg.

Gewinne aus Kryptowährungsgeschäften 
sind steuerpflichtig

In seiner Einkommensteuererklärung wies ein Steuer-
pflichtiger Gewinne aus dem Handel mit Kryptowährun-
gen aus. Der Handel wurde durch seinen Sohn treuhän-
derisch ausgeführt. Der Steuerpflichtige kaufte sich in 
das Portfolio seines Sohnes ein, die Beteiligungsquoten 
waren dabei klar geregelt. Das zuständige Finanzamt (FA) 
berücksichtigte die Gewinne als Einkünfte aus privaten 
Veräußerungsgeschäften, wogegen der Steuerpflichtige 
Einspruch einlegte, da aus seiner Sicht kein „anderes 
Wirtschaftsgut“ und somit auch kein Veräußerungsge-
schäft vorliegt. 
Nach Auffassung des FG sind solche Gewinne sehr 
wohl sonstige Einkünfte aus privaten Veräußerungsge-
schäften, da Kryptowährungen zu den immateriellen 
Wirtschaftsgütern zählen.  Die Revision zum Bundesfi-
nanzhof wurde zugelassen.
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Für Buchhaltungsunterlagen gelten bestimmte Aufbe-
wahrungsfristen.
Mit Ablauf der gesetzlichen Fristen können nach dem 
31.12.2021 insbesondere folgende Unterlagen vernich-
tet werden:
10-jährige Aufbewahrungsfrist:
•	 Bücher, Journale, Konten usw., in denen die letzte 

Eintragung 2011 und früher erfolgt ist
•	 Jahresabschlüsse, Lageberichte, Eröffnungsbilanzen 

und Inventare, die 2011 oder früher aufgestellt 
wurden, sowie die zu ihrem Verständnis erforderli-
chen Unterlagen

•	 Buchungsbelege (z.B. Rechnungen, Bescheide, 
Zahlungsanweisungen, Kontoauszüge, Lohn- bzw. 
Gehaltslisten, Reisekostenabrechnungen, Bewir-
tungsbelege) aus dem Jahr 2011

6-jährige Aufbewahrungsfrist:
•	 Lohnkonten und Unterlagen (Bescheinigungen) 

zum Lohnkonto mit Eintragungen aus 2015 oder 
früher

•	 Sonstige Dokumente (z.B. Ausfuhr- bzw. Einfuhrun-
terlagen, Auftragsbücher, Frachtbriefe, abgelaufene 
Darlehensverträge, Versicherungspolicen) sowie 
Geschäftsbriefe aus dem Jahr 2015 oder früher

Die Vernichtung von Unterlagen ist allerdings dann nicht 
zulässig, wenn die Frist für die Steuerfestsetzung noch 
nicht abgelaufen ist.
Detaillierte Informationen hierzu finden Sie auf unse-
rer LRE-Homepage - www.liro.de - unter der Rubrik  
Mandanten Service/Aktuelles.

Das Bundesfinanzministerium hat sein Schreiben, nach 
dem für „Computerhardware“ sowie für „Software“ eine 
betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer von einem Jahr 
zugrunde gelegt werden kann (statt z. B. von drei Jahren), 
konkretisiert. Darin wird klargestellt, dass im Jahr der 
Anschaffung oder Fertigstellung die gesamten Anschaf-
fungs- oder Herstellungskosten der Hard- und Software 
in voller Höhe (ggf. bis auf einen Erinnerungswert von 1 
Euro) abgeschrieben werden können; eine zeitanteilige 
Abschreibung ist bei unterjähriger Anschaffung nicht 
erforderlich. Bei der Inventur sind diese abgeschriebe-
nen Wirtschaftsgüter aber zu erfassen.
Der Begriff „Computerhardware“ umfasst auch Peri-
pheriegeräte (z. B. Drucker) und wird in dem Schreiben 
genau definiert. Tablets gehören dazu, Handys werden 
nicht erwähnt.
Unter „Software“ wird Betriebs- und Anwendersoftware 
verstanden, wozu neben Standardanwendungen auch 
individuell hergestellte Programme wie ERP-Software, 
Software für Warenwirtschaftssysteme oder sonstige 
Anwendungssoftware zur Unternehmensverwaltung 
oder Prozesssteuerung gehören.
Die neue einjährige Nutzungsdauer kann erstmals bei 
Gewinnermittlungen für Wirtschaftsjahre angewendet 
werden, die nach dem 31.12.2020 enden, d. h. erstmals 
für den Veranlagungszeitraum 2021.
Sofern aus früheren Anschaffungen von Computer-
hard- oder Software noch Restbuchwerte vorhanden 
sind, können diese in Wirtschaftsjahren, die nach dem 
31.12.2020 enden, d. h. erstmals im Jahr 2021, in vollem 
Umfang (ggf. bis zu einem Erinnerungswert von 1 Euro) 
abgeschrieben werden.
Diese Grundsätze gelten ab dem Veranlagungszeitraum 
2021 entsprechend auch für den Werbungskostenab-
zug z. B. von Arbeitnehmern im Homeoffice.

Vernichtung von BuchhaltungsunterlagenBetriebsgewöhnliche Nutzungsdauer 
für Computerhardware und 
Software nur noch ein Jahr
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